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PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN GEMÄSS § 12 BAUGB 
UND § 9 (1) BAUGB IN VERBINDUNG MIT DER BAUNVO 

 

1.0 Art und Maß der baulichen Nutzung 
gemäß § 12 BauGB i.V.m. § 9 (1) 1 BauGB 

1.1 Das mit „SO“ gekennzeichnete Baugebiet wird als sonstiges Sondergebiet mit der 
Zweckbestimmung „Logistikzentrum“ festgesetzt (§ 11 BauNVO). Die Zulässigkeit von 
Logistikunternehmen wird auf Betriebe und Anlagen zur Handhabung, zur Lagerung und 
zum Umschlag nicht giftiger, nicht brandfördernder nicht explosionsgefährlicher, nicht 
entzündlicher und nicht umweltgefährlicher Frachtgüter und -stoffe i.S.d. Anhangs I der 
12. BImSchV beschränkt. 

 Gemäß § 12 (3 a) BauGB sind unter entsprechender Anwendung des § 9 (2) BauGB im 
Rahmen der festgesetzten Nutzungen nur solche Vorhaben zulässig, zu deren Durch-
führung sich der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet. 

1.2 Zulässig sind nur Betriebe und Anlagen, deren Geräuschemissionen folgende 
Emissionskontingente LEK nach der technischen Norm DIN 45691 (Ausgabe 2006-12) 
weder tags (6.00 h bis 22.00 h) noch nachts (22.00 h bis 6.00 h) überschreiten: 

Tag: 60 dB(A) / Nacht 45 dB(A). 

 Die Prüfung der Einhaltung erfolgt nach DIN 45691 (Ausgabe 2006-12), Abschnitt 5. Für 
die Berechnung maßgeblich ist der Immissionsort „Wohngebiet Bogenstraße“ mit den 
Gauß-Krüger-Koordinaten x = 3497439, y = 5554131. 

1.3 Betriebe und Anlagen, die unter das Genehmigungserfordernis nach Spalte 1 des 
Anhangs der Vierten Verordnung zur Durchführung des Bundes- Immissionsschutzge-
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.März 1997 (BGBl. I S. 504), zuletzt 
geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 17. August 2012 (BGBl. I S. 1726), fallen, 
sind nicht zulässig. 

1.4 Ebenfalls unzulässig sind Betriebe oder Anlagen, deren Betriebsabläufe die Handha-
bung und Lagerung von Gefahrstoffen und/oder deren Zubereitungen mit gefährlichen 
Eigenschaften gemäß Anhang I der Störfall-Verordnung (Zwölfte Verordnung zur Durch-
führung des Bundesimmissionsschutzgesetzes) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 8.Juni 2005 (BGBl. I S. 1958), zuletzt geändert durch Artikel 5 Absatz 4 der Verord-
nung vom 26. November 2010 (BGBl. I S. 1643), insbesondere mit den Eigenschaften 

 - sehr giftig oder giftig, 

 - brandfördernd, 

 - explosionsgefährlich, 

 - entzündlich, hoch- und leichtentzündlich oder 

 - umweltgefährlich 

 erfordern und dabei eine Menge von jeweils 10% der Mengenschwelle (Spalte 5) gemäß 
Anhang I der Störfall-Verordnung (Zwölfte Verordnung zur Durchführung des Bun-
desimmissionsschutzgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 8.Juni 2005 
(BGBl. I S. 1958) zuletzt geändert durch Artikel 5 Abs. 4 der Verordnung vom 26. No-
vember 2010 (BGBl. I, Nr. 59, S. 1643)) überschritten wird. Anhang I der Störfall-
Verordnung ist entsprechend anzuwenden. 
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1.5 Im „SO“ ist eine GRZ von 0,8 als Höchstmaß festgesetzt. Gemäß § 19 (4) BauNVO wird 
festgesetzt, dass die GRZ durch die in § 19 (4) BauNVO benannten Anlagen bis zu ei-
nem Wert von 0,9 überschritten werden darf. Flächen von Stellplätzen sind bei dauerhaft 
wasser- und gasdurchlässiger Befestigung (z.B. Rasengittersteine, Splittfugenpflaster) 
nur zu 50 % auf die GRZ anzurechnen. Das gleiche gilt für Flächen unterirdischer bauli-
cher Anlagen, die mit mind. 0,80 m starker begrünter belebter Bodenzone überdeckt 
sind. 

1.6 Die maximal zulässige Gebäudehöhe wird auf 11,00 m über dem zeichnerisch 
bestimmten Bezugspunkt (OK Kanaldeckel = 107,52 müNN) festgesetzt. Diese Höhe 
darf durch untergeordnete Gebäudeteile, wie z.B. technische Aufbauten der Klima- und 
Lüftungstechnik, überschritten werden. 

 

2.0 Flächen für Versorgungsanlagen und Abwasserbeseitigung einschließlich der 
Rückhaltung von Niederschlagwasser 
gemäß § 12 BauGB i.V.m. § 9 (1) 14 BauGB 

2.1 Die innerhalb des Vorhabengebiets bestehenden unterirdischen Rückhaltebecken sind 
dauerhaft zu erhalten und nach den anerkannten Regeln der Technik bis zu einer Über-
gabe der Anlagen in die Baulast der Stadt zu betreiben. Die Becken dürfen nicht durch 
Gebäude überbaut werden. Die Errichtung einer Überdachung für Fahrradstellplätze 
gemäß Vorhabenbeschreibung ist jedoch zulässig. Im Übrigen ist die Nutzung der durch 
Rückhaltebecken unterbauten Fläche durch Stellplätze und deren Zufahrt zulässig. Ein-
stiegsschächte und sonstige Betriebsteile müssen dem Betriebszweck der Becken ent-
sprechend zugänglich bleiben. 

 

3.0 Zu begrünende Flächen 
gemäß § 12 BauGB 

3.1 Innerhalb des Sondergebiets ist eine Mindestfläche von 1.400 m² als kräuterreiche 
Rasenfläche herzustellen oder mit bodendeckenden Gehölzen oder Stauden zu begrü-
nen. Die Gesamtfläche kann aus mehreren Teilflächen bestehen. 

 

4.0 Flächen für Leitungsrechte zugunsten der Erschließungsträger im Plangebiet 
gemäß § 12 BauGB i.V.m. § 9 (1) 21 BauGB 

4.1 Die in der Planzeichnung festgesetzten Flächen für Leitungsrechte dienen der 
Begründung oder Sicherung von dinglichen Rechten und/oder Baulasten für Regenwas-
ser, Schmutzwasser, Fernwärme, Strom und Kommunikation zu Gunsten der Erschlie-
ßungsträger. 

 

5.0 Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen und sonstigen 
Gefahren im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes sowie die zum Schutz 
vor solchen Einwirkungen oder zur Vermeidung oder Minderung solcher Einwir-
kungen zu treffenden baulichen und sonstigen technischen Vorkehrungen 
gemäß § 12 BauGB und § 9 (1) 24 BauGB 

5.1 Das Schalldämmmaß der Hallen-Außenbauteile muss mindestens R‘w = 25 dB betragen. 

5.2 Werden entgegen dem Vorhabenplan an der Halle relevant ins Freie Schall abstrahlen-
de haustechnische Anlagen (z.B. Lüftung, Klima) installiert, ist nachzuweisen, dass mit 
diesen zusätzlichen Geräuschquellen die Anforderungen an den Schallimmissionsschutz 
noch erfüllt sind. 
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5.3 Vor Einbau Sonnenlichtreflektionen verursachender Bauelemente und technischer 
Anlagen (z.B. verspiegelte Gläser, Photovoltaikanlagen) ist deren Blendwirkung auf 
schützenswerte Daueraufenthaltsflächen und -räume nach der „Richtlinie zur Messung 
und Beurteilung von Lichtimmissionen“ des Länderausschusses für Immissionsschutz 
(LAI) zu überprüfen. Ergibt die Prüfung, dass schädliche Umwelteinwirkungen durch 
Blendung zu befürchten sind, ist der Einbau solcher Elemente bzw. Anlagen unzulässig. 

5.4 Zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Licht sind helle, weit reichende 
künstliche Lichtquellen, Flackerlicht sowie der Einsatz von Beleuchtungsanlagen mit 
wechselndem oder bewegtem Licht unzulässig. 

5.5 Die öffentliche und private Außenbeleuchtung ist energiesparend, streulichtarm und 
insektenverträglich (UV-armes Lichtspektrum) zu installieren. Die Leuchten müssen 
staubdicht und so ausgebildet sein, dass eine Lichtwirkung nur auf die zu beleuchtende 
Fläche erfolgt. Eine direkte Blickverbindung zu Lichtquellen von benachbarten schutz-
bedürftigen Daueraufenthaltsräumen aus ist durch geeignete Lichtpunkthöhe, Nei-
gungswinkel der Leuchten, Reflektoren, Blenden usw. zu vermeiden. An öffentlichen 
Verkehrsflächen sind Natrium-Hochdrucklampen oder UV-arme LED-Leuchten zu ver-
wenden. Dies gilt auch für die Beleuchtung privater Wege, wenn sie nach Umfang und 
Dauer ähnlich der öffentlichen Straßenbeleuchtung betrieben wird. 

5.6 Für größere Plätze, die gleichmäßig ausgeleuchtet werden sollen, sind Scheinwerfer mit 
asymmetrischer Lichtverteilung zu verwenden, die oberhalb von 85° Ausstrahlungswin-
kel (zur Vertikalen) kein Licht abgeben. 

5.7 Alle im Bebauungsplanareal vorhandenen Grundwassermessstellen (mindestens 
TPH 101, 102, 103, 110, 111 und B13) sind zu erhalten und deren Zugang ist jederzeit 
zu gewährleisten. Der Sanierungsbrunnen im Plangebiet (aktuell TPH 102) muss für 
einen ggf. erforderlichen, weiteren Sanierungsbetrieb zugänglich bleiben und die Lei-
tungsführung zu diesem ist zu gestatten. 

 

6.0 Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern 
gemäß § 12 BauGB i.V.m. § 9 (1) 25a BauGB 

6.1 Im Planbereich sind entsprechend der Planzeichnung einheimische Laubbäume gemäß 
der Pflanzliste zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Bei Abgang sind gleichwertige 
Nachpflanzungen vorzusehen. Die Mindest-Anzahl ist verbindlich, die Standorte sind 
innerhalb der zu begrünenden Flächen verschiebbar. Die zeichnerisch festgesetzten 
Bäume werden auf die Zahl der nach Stellplatzsatzung anzupflanzenden Bäume ange-
rechnet. 

6.2 Pflanzenliste 

Großkronige Einzelbäume: 
Acer platanoides (Spitzahorn) 
Acer pseudoplatanus (Bergahorn) 
Carpinus betulus (Hainbuche) 
Juglans regia (Walnuss) 
Quercus robur (Stiel-Eiche) 
Tilia cordata (Winterlinde) 

Mittelkronige Einzelbäume: 
Acer campestre (Feldahorn) 
Prunus avium (Wildkirsche) 
Pyrus pyraster (Wildbirne) 
Sorbus aria (Mehlbeere) 
Sorbus aucuparia (Eberesche) 
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HINWEISE 

1. Bei Erdarbeiten zu Tage kommende Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen, 
Bodenverfärbungen und Fundgegenstände (z.B. Scherben, Steingeräte, Skelettreste) 
sind nach § 20 Hessisches Denkmalschutzgesetz (HDSchG) unverzüglich dem Landes-
amt für Denkmalpflege Hessen, Schloss Biebrich, 65203 Wiesbaden, zu melden. Funde 
und Fundstelle sind in unverändertem Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise bis 
zu einer Entscheidung zu schützen. 

2. Es wird darauf hingewiesen, dass im Bereich von Leitungstrassen bei Anpflanzungen 
von Bäumen, Sträuchern und Hecken die notwendigen Mindestabstände nach aner-
kannten Regeln der Technik einzuhalten sind. Sollten diese Abstände unterschritten 
werden, so sind technische Schutzmaßnahmen erforderlich (DIN 18920, technische 
Richtlinie GW 125). 

3. Bei den Flächen im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans handelt 
es sich um einen Altstandort chemischer Industrie. Bei allen Baumaßnahmen, die einen 
Eingriff in den Boden erfordern, ist daher auf organoleptische Auffälligkeiten (z.B. au-
ßergewöhnliche Verfärbungen, Geruch) zu achten. Sämtliche Erdbauarbeiten sind im 
Hinblick auf Bodenverunreinigungen gutachterlich zu begleiten und zu dokumentieren, 
so dass die Unbedenklichkeit einzelfallbezogen überprüft werden kann. Die Dokumenta-
tionen sind dem Regierungspräsidium Darmstadt, Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt 
Frankfurt (Dezernat 41.1) sowie dem Fachbereich Bauaufsicht, Denkmal- und Umwelt-
schutz der Stadt Hanau vorzulegen. Werden bei Erdbauarbeiten Bodenverunreinigun-
gen oder sonstige Auffälligkeiten festgestellt, ist gemäß § 4 Abs. 1 HAltBodSchG umge-
hend das Regierungspräsidium Darmstadt, Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt Frank-
furt (Dezernat 41.1) sowie der Fachbereich Bauaufsicht, Denkmal- und Umweltschutz 
der Stadt Hanau zu informieren. Die weitere Vorgehensweise ist abzustimmen. 

4. Das Plangebiet liegt in unmittelbarer Nähe zu lärmbelasteten, klassifizierten Straßen 
(L 3483, B 8 und B 43a). Auf die daraus resultierenden Immissionen wird hingewiesen. 
Forderungen gegen die Straßenbauverwaltung (Hessen Mobil Straßen- und Verkehrs-
management) oder die Stadt Hanau hinsichtlich Lärm-, Abgas- und Erschütterungs-
schutz sind ausgeschlossen. 

 Zum Vorhaben ist ein Nachweis zu führen, dass der bauliche Mindestschallschutz gegen 
Außenlärm für Aufenthaltsräume nach der DIN 4109 eingehalten ist. Der maßgebliche 
Außenlärmpegel zur Dimensionierung des baulichen Schallschutzes ergibt sich aus der 
Summe der verschiedenen Lärmquellen, insbesondere Verkehrslärm plus Gewebelärm. 

5. Es wird darauf hingewiesen, dass die Planfläche innerhalb der Achtungsabstandsberei-
che von zwei im Industriepark Wolfgang gelegenen Störfallbetrieben bzw. -anlagen liegt 
(Degussa AG, Chlorlager der Umicore AG). 

6. Es wird darauf hingewiesen, dass im Plangebiet Grundwasser oberflächennah ansteht. 
Falls im Zuge von Baumaßnahmen eine erlaubnispflichtige Grundwasserhaltung (gemäß 
§ 8 Wasserhaushaltsgesetz - WHG) erforderlich werden sollte, ist diese mit der Abtei-
lung Wasser- und Bodenschutz des Kreisausschusses des Main-Kinzig-Kreises abzu-
stimmen. Hierbei sind insbesondere die Anforderungen an die Grundwasserhaltung bei 
Baumaßnahmen unter dem Aspekt der Förderung ggf. belasteten Grundwassers im 
Rahmen der im Plangebiet laufenden Grundwassersanierung zu beachten. 

7. Hinsichtlich einer Regenwasser-Behandlung ist eine Betrachtung mittels DWA-
Arbeitsblatt M 153 „Umgang mit Regenwasser“ durchzuführen. Für Lkw-Zonen und Ver-
kehrsflächen ist ggf. eine Behandlung mittels Abscheider erforderlich. 

8. Es wird darauf hingewiesen, dass Grundwassermessstellen und ein Sanierungsbrunnen 
inmitten oder direkt benachbart des geplanten Vorhabens liegen. Daher sind die Maß-
nahmen, die eine dauerhafte Zugänglichkeit gewährleisten sollen bzw. die Ausführungs-
planung mit der Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt Frankfurt des Regierungspräsidi-
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ums Darmstadt und - soweit möglich - mit dem Träger der Grundwassersanierung und 
der später notwendigen Grundwasserüberwachung im Vorfeld abzustimmen. 

Die Planung ist daher der Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt Frankfurt des Regie-
rungspräsidiums Darmstadt vor der Realisierung des Vorhabens bzw. vor Beginn der 
Erdarbeiten mit entsprechend aussagekräftigen Unterlagen / Detailplanungen dazu zur 
Stellungnahme vorzulegen. 

9. Die Auswertung der beim Kampfmittelräumdienst des Regierungspräsidiums Darmstadt 
vorliegenden Kriegsluftbilder hat ergeben, dass sich das Plangebiet in einem früheren 
Bombenabwurfgebiet befindet. Des Weiteren liegt der Planbereich in einem Gebiet, in 
dem Kampfmittel unsachgemäß gesprengt wurden. 

Vom Vorhandensein von Kampfmitteln auf solchen Flächen muss grundsätzlich ausge-
gangen werden. 

In den Bereichen, in denen durch Nachkriegsbebauungen bereits bodeneingreifende 
Baumaßnahmen bis zu einer Tiefe von mindestens 4 Metern durchgeführt wurden sowie 
bei Abbrucharbeiten sind keine Kampfmittelräummaßnahmen notwendig. 

Bei allen anderen Flächen ist eine systematische Überprüfung (Sondieren auf Kampfmit-
tel) vor Beginn der geplanten Bauarbeiten und Baugrunduntersuchungen auf den 
Grundstücksflächen erforderlich, auf denen bodeneingreifende Maßnahmen stattfinden. 
Hierbei soll grundsätzlich eine EDV-gestützte Datenaufnahme erfolgen. 

Sofern die Fläche nicht sondierfähig sein sollte (z.B. wg. Auffüllungen, Versiegelungen 
oder sonstigen magnetischen Anomalien), sind aus Sicherheitsgründen weitere Kampf-
mittelräummaßnahmen vor bodeneingreifenden Bauarbeiten erforderlich. 

Es ist dann notwendig, einen evtl. vorgesehenen Baugrubenverbau (Spundwand, Berli-
ner Verbau usw.) durch Sondierungsbohrungen in der Verbauachse abzusichern. Sofern 
eine sondierfähige Messebene vorliegt, sollen die Erdaushubarbeiten mit einer Flächen-
sondierung begleitet werden. 

10. Es wird darauf hingewiesen, dass das Plangebiet von dem auf Braunkohle verliehenen 
Bergwerkseigentum „Konrad“ (B 04828) überdeckt wird. Dieses ist beim Amtsgericht 
Hanau im Grundbuch Wolfgang, Band II, Blatt 48, eingetragen. 

11. Der Löschwasserbedarf für das Gelände richtet sich nach dem Arbeitsblatt DVGW W 
405 „Bereitstellung von Löschwasser durch die öffentliche Trinkwasserversorgung“. Bei 
dem zu erschließenden Gebiet geht das Brandschutzamt der Stadt Hanau von einer 
benötigten Löschwassermenge über Hydranten, von mindestens 3200 l/min, (192 m³/h) 
über einen Zeitraum von 2 Stunden, bei einem Druck von mind. 2bar, aus. 

 Die geforderte Löschwassermenge muss mindestens aus zwei Hydranten, von denen 
einer höchstens 80 m von der jeweiligen Gebäudegrenze entfernt sein darf, aus der öf-
fentlichen Wasserversorgung zu entnehmen sein. Die Hydranten sollen in einem Ab-
stand von max. 80 m voneinander entfernt angeordnet werden. Bei der Anordnung ist 
darauf zu achten, dass aus einsatztaktischen Gesichtspunkten, die Hydranten auf einer 
Gehwegseite angeordnet werden und sich nicht auf der Straße oder auf ausgewiesenen 
Parkflächen befinden. Überflurhydranten sind zu bevorzugen. 

 Sollte die erforderliche Löschwassermenge nicht aus dem Trinkwassernetz zur 
Verfügung stehen, sind ergänzende Maßnahmen, z.B. Löschwasserzisterne, Löschwas-
serbrunnen) auf dem Vorhabengrundstück vorzusehen. Nachweise über die gesicherte 
Löschwasserversorgung sind dem Brandschutzamt der Stadt Hanau vorzulegen. 

 Während der Bauzeit ist auf den Brandschutz auf der/den Baustelle(n) zu achten. Auf 
das Merkblatt „Arbeitssicherheit durch vorbeugenden Brandschutz“, BG-Information 560, 
BGV C22, sowie den VdS-Leitfaden „VdS 2021“ wird hingewiesen. 


